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Dr. Carsten Brodesser I MdB                                                                             Berlin Aktuell 07. KW I 2019 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

wir beraten morgen in erster Lesung das „Starke-Familien-Gesetz“. Mit diesem Gesetz wir ein wichtiges 

Maßnahmenpaket zur Bekämpfung von Kinderarmut auf den Weg. Mit Verbesserungen beim 

Kinderzuschlag und beim Bildungs- und Teilhabepaket setzen wir damit zentrale Forderungen für die 

Zukunft unserer Kinder um. Es ist Teil eines umfangreichen Maßnahmenpakets, mit dem wir diejenigen 

unterstützen wollen, die arbeiten und Kinder erziehen. Dazu gehören neben der Erhöhung von 

Kindergeld und Kinderfreibetrag, dem Baukindergeld, dem Gute-Kita-Gesetz auch das vom Kabinett 

verabschiedete "Starke-Familien-Gesetz". 

 

 

I. Die politische Lage in Deutschland 

 

Profil schärfen, vernünftig für Deutschland arbeiten. 

 
Die Parteien in der Großen Koalition schärfen ihre Profile. Das ist in Ordnung und auch ihre Auf-

gabe. Parteien sollen die langfristige Ausrichtung formulieren. Das hat die Union gemacht mit ih-
ren Beschlüssen zur vollständigen Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Auch das Werkstattge-

spräch der CDU zur Migrationspolitik unter Beteiligung wichtiger CSU-Politiker diente diesem 

Zweck.  
 

Die SPD richtet sich mit ihrem Sozialstaatspapier nach links aus. Wir nehmen diese Planspiele zur 
Kenntnis. In der Sache bleiben wir dabei: Wir kümmern uns darum, dass die Menschen möglichst 

Arbeit haben und im Fall von Arbeitslosigkeit schnell wieder Arbeit finden. Damit liegen wir richtig: 
90 % der Bezieher von Arbeitslosengeld I beziehen dies weniger als ein Jahr. Wir wollen nicht den 

Sozialstaat umbauen, sondern Rahmenbedingungen für eine gute Wirtschaft setzen. 
Es gibt einen Koalitionsvertrag, zu dem wir stehen und den wir erfüllen wollen. Wir wollen mehr 

Sicherheit, eine bessere Infrastruktur, bessere Bedingungen für Familien und Kinder, klugen Um-
weltschutz. Damit haben wir alle Hände voll zu tun. In diesem Sinne gehen wir selbstbewusst in 

den ersten regulären Koalitionsausschuss in diesem Jahr. 
 

 
 

II. Die Woche im Parlament  

 

Gesetz zur Verbesserung der Information über einen Schwangerschaftsabbruch. Nach dem Be-
schluss im Kabinett letzte Woche beraten wir in erster Lesung einen Gesetzentwurf mit dem Ziel, 

die Information von Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch in Erwägung ziehen, zu verbes-
sern. Zugleich soll Rechtssicherheit insbesondere für Ärzte und Krankenhäuser geschaffen werden. 

Besonders hervorzuheben ist, dass das Verbot der Werbung für den Schwangerschaftsabbruch be-
stehen bleibt, um den Schutz ungeborenen Lebens zu gewährleisten. 
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Gesetz zur zielgenauen Stärkung von Familien und ihren Kindern durch die Neugestaltung des 

Kinderzuschlags und die Verbesserung der Leistungen für Bildung und Teilhabe (Starke-Fami-

lien-Gesetz). Wir beraten in erster Lesung das „Starke-Familien-Gesetz“, womit wir Leistungen für 
Familien mit Kindern mit geringem Einkommen verbessern, etwa über eine Erhöhung des Kinder-

zuschlages auf 185 Euro bis zum Jahr 2021. Der Zuschlag soll in Anlehnung an den Existenzmini-
mumbericht dynamisiert werden. Darüber hinaus wollen wir beispielsweise erreichen, dass der Zu-

schlag im Zuge der Verwaltungsvereinfachung einheitlich für 6 Monate bewilligt und nicht mehr 
monatlich geprüft wird. Zusätzliches Erwerbseinkommen der Eltern soll den Gesamtkinderzuschlag 

nur noch zu 45 Prozent, statt bisher zu 50 Prozent, mindern. Grundsätzlich sollen mehr Familien 
mit geringem Einkommen Zugang zu dieser Leistung erhalten. Auch über Verbesserungen im Bil-

dungs- und Teilhabepaket tragen wir zur Stärkung von Familien bei, so etwa über die Anhebung 
des Betrags für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf von 100 auf 150 Euro pro Schuljahr. 
 

 
 

Jahresbericht 2017. Das Deutsche Institut für Menschenrechte e.V. (DIMR) hat per Gesetz die 
Aufgabe, dem Deutschen Bundestag jährlich einen Bericht über die Arbeit der Institution sowie die 

Entwicklung der Menschenrechtssituation in Deutschland vorzulegen, zu dem das Parlament Stel-
lung nimmt. Der Jahresbericht umfasst einen monatlichen Kurzüberblick, der das DIMR-Thema des 

Monats transportiert sowie den Gesamtüberblick über die Tätigkeit, untergliedert in die Rubriken 
Institut im internationalen Kontext, Themen, Abteilungen (darunter die Monitoring-Stellen UN-

Behindertenrechtskonvention und UN-Kinderrechtskonvention) und abschließend Daten und Fak-

ten, u.a. mit der Jahresrechnung. 
 

 

 

Zweites Gesetz zur Änderung des Transplantationsgesetzes – Verbesserung der Zusammenar-

beit und der Strukturen bei der Organspende. Wir beschließen in zweiter und dritter Lesung ein 

Gesetz, um die Anzahl der freiwilligen Organspenden durch gezielte strukturelle Maßnahmen in 
den Krankenhäusern zu verbessern. Unter anderem sieht das Gesetz bundeseinheitliche Freistel-

lungsregelungen für Transplantationsbeauftragte in Kliniken und neue Vergütungsregelungen für 
Entnahmekrankenhäuser vor, um die strukturellen und finanziellen Voraussetzungen dort zu ver-

bessern. Der Gesetzentwurf sieht auch die Einrichtung einer Qualitätssicherung in den Entnahme-
krankenhäusern vor. Außerdem werden neue Regelungen, die zu einer Verbesserung des Aus-

tauschs von anonymisierten Schreiben zwischen dem Organempfänger und den nächsten Angehö-

rigen des Organspenders führen werden, verabschiedet.  
 

 

 

Strategie Künstliche Intelligenz der Bundesregierung. Mit der neuen Strategie der Bundesregie-

rung zur Förderung der künstlichen Intelligenz in Deutschland und damit zugleich zur Sicherung 
des Wettbewerbsstandorts sollen bis 2025 Mittel in Höhe von 3 Mrd. Euro zur Verfügung gestellt 

werden. Durch die Bereitstellung finanzieller Mittel soll eine Hebelwirkung vor allem in Wirtschaft 
und Wissenschaft und den Ländern ausgelöst werden. Deutschland soll zu einem führenden Stand-

ort in der künstlichen Intelligenz ausgebaut werden. So sollen beispielsweise 100 neue KI-Professu-
ren sowie ein deutsch-französisches Forschungs- und Innovationsnetzwerk errichtet werden. Dabei 

soll die verantwortungsvolle und gemeinwohlorientierte Entwicklung und Nutzung der künstlichen 
Intelligenz im Mittelpunkt stehen.  

 
 

III. Sonstiges 

 

Urlaub in Deutschland von Jahr zu Jahr beliebter. Im Jahr 2018 gab es in den Beherbergungsbe-

trieben in Deutschland 477,6 Millionen Übernachtungen in- und ausländischer Gäste. Nach Aus-
wertung vorläufiger Zahlen entspricht dies einem Plus von 4 % gegenüber dem Vorjahr. Damit 

stiegen die Übernachtungszahlen zum neunten Mal in Folge und erreichten einen neuen Rekord-
wert. Die Zahl der Übernachtungen von Gästen aus dem Ausland erhöhte sich 2018 im Vergleich 

zum Jahr 2017 um 5 % auf 87,7 Millionen. Die Zahl der Übernachtungen von Gästen aus dem In-

land stieg um 4 % auf 389,9 Millionen. (Quelle: Statistisches Bundesamt) 
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Deutsche Exporte im Jahr 2018 auf Rekordniveau. Deutschland hat im vergangenen Jahr Waren 

im Wert von 1.317,9 Milliarden Euro exportiert und Waren im Wert von 1.090 Milliarden Euro im-
portiert. Die deutschen Exporte im Jahr 2018 übertrafen die Vorjahresexporte somit um 3,0 %, die 

Importe stiegen um 5,7 %. Exporte und Importe übertrafen im Jahr 2018 die bisherigen Höchst-

werte aus dem Jahr 2017. In die Mitgliedstaaten der Europäischen Union wurden im Jahr 2018 Wa-
ren im Wert von 778,7 Milliarden Euro exportiert und Waren im Wert von 623,0 Milliarden Euro 

von dort importiert. In Drittländern, d.h. Länder außerhalb der EU, wurden im Jahr 2018 Waren im 
Wert von 539,2 Milliarden Euro exportiert und Waren im Wert von 467,0 Milliarden Euro aus die-

sen Ländern importiert. (Quelle: Statistisches Bundesamt) 
 

 

 

IV. Persönliches 

 

Kinder sollen spielen – aber nicht mit Waffen 

 

Kinder sind keine Soldaten! Die brutale Zwangsrekrutierung von Kindern 
und deren Missbrauch als Soldaten in bewaffneten Konflikten ist ein 

schwerwiegendes Verbrechen, das mit aller Kraft bekämpft werden muss. 
Derzeit sind schätzungsweise weltweit rund 250.000 Kinder von der 

Zwangsrekrutierung betroffen. Mit dem gestrigen weltweiten „Red-
Hand-Aktionstag“ wurde an das Inkrafttreten des Zusatzprotokolls zur 

UN-Kinderrechtskonvention aus dem Jahr 2000 erinnert. Das Zusatzpro-
tokoll stärkt die Rechte von Kindern und schützt sie vor der bewaffneten 

Beteiligung in Konfliktgebieten. Die rote Hand steht dabei für ein klares 
Nein zur Rekrutierung und zum Einsatz von Kindersoldaten. Auch ich 

habe mich an der Aktion beteiligt.  

 
Kinder werden in Konfliktgebieten nicht nur in tödliche Gefahr geschickt, son-

dern auch ihrer menschlichen Würde beraubt. Die psychischen Folgen dieser 
Menschenrechtsverletzungen sind verheerend. Die Jüngsten und Schutzloses-

ten werden auf grausame Weise um ihre Kindheit gebracht. Oft haben diese 
Kinder nichts anderes kennengelernt als Krieg und Gewalt. Die seelischen 

Narben tragen sie ein Leben lang. Für Gesellschaften bedeutet es eine massive 
Herausforderung, mit den Folgen dieser Verbrechen umzugehen und sie zu 

bewältigen. 
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